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8.11.2017 A8-0077/152 

Änderungsantrag 152 

Julia Reda 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0077/2017 

Olga Sehnalová 

Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze 

zuständigen nationalen Behörden 

COM(2016)0283 – C8-0194/2016 – 2016/0148(COD) 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 12 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Insbesondere im digitalen Umfeld 

sollten die zuständigen Behörden Verstöße 

schnell und effektiv abstellen können, vor 

allem wenn der Händler beim Verkauf von 

Waren oder Dienstleistungen seine 

Identität verschleiert oder innerhalb der 

Union oder in ein drittes Land umzieht, um 

sich der Strafverfolgung zu entziehen. In 

Fällen, in denen die Gefahr einer 

schwerwiegenden und nicht wieder 

gutzumachenden Schädigung von 

Verbrauchern besteht, sollten die 

zuständigen Behörden einstweilige 

Maßnahmen anordnen können, um einer 

solchen Schädigung vorzubeugen oder 

diese zu minimieren, einschließlich, 

gegebenenfalls, die Sperrung einer 

Webseite, Domain oder einer ähnlichen 

digitalen Seite, Dienstleistung oder eines 

Kontos. Außerdem sollten die zuständigen 

Behörden die Befugnis haben eine 

Webseite, Domain oder eine ähnliche 

digitale Seite, Dienstleistung oder ein 

Konto aus dem Netz zu nehmen oder 

durch einen Drittanbieter aus dem Netz 

nehmen zu lassen, 

(12) Insbesondere im digitalen Umfeld 

sollten die zuständigen Behörden Verstöße 

schnell und effektiv abstellen können, vor 

allem wenn der Händler beim Verkauf von 

Waren oder Dienstleistungen seine 

Identität verschleiert oder innerhalb der 

Union oder in ein drittes Land umzieht, um 

sich der Strafverfolgung zu entziehen. In 

Fällen, in denen die Gefahr einer 

schwerwiegenden und nicht wieder 

gutzumachenden Schädigung von 

Verbrauchern besteht, sollten die 

zuständigen Behörden, sofern keine 

anderen Mittel zur Verfügung stehen, 
einstweilige Maßnahmen anordnen 

können, um einer solchen Schädigung 

vorzubeugen oder diese zu mindern, 

insbesondere, indem sie anordnen, dass 

Anbieter von Hosting-Diensten Inhalte 

entfernen oder Websites, Dienste oder 

Konten sperren oder dass Register oder 

Registrierungsstellen für Domänennamen 

einen vollständigen Domänennamen für 

einen bestimmten Zeitraum zurückstellen. 

Wenn die einstweiligen Maßnahmen 

keine Wirkung zeigen, sollten die 

zuständigen Behörden auch, aber lediglich 

als letztes Mittel, die Befugnis haben, 

anzuordnen, dass Anbieter von Hosting-

Diensten Inhalte entfernen oder Websites, 
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Dienste oder Konten ganz oder teilweise 

abschalten oder dass Register oder 

Registrierungsstellen für Domänennamen 

einen vollständigen Domänennamen 

entfernen, und der betreffenden 

zuständigen Behörde die Registrierung 

des Namens zu gestatten. In Anbetracht 

der potenziellen Auswirkungen auf die 

Grundrechte sollten diese Befugnisse 

gemäß der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union und nach 

richterlicher Genehmigung ausgeübt 

werden, 

Or. en 
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8.11.2017 A8-0077/153 

Änderungsantrag 153 

Julia Reda 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0077/2017 

Olga Sehnalová 

Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze 

zuständigen nationalen Behörden 

COM(2016)0283 – C8-0194/2016 – 2016/0148(COD) 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe g 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

g) einstweilige Maßnahmen 

anzuordnen, um eine schwerwiegende und 

nicht wiedergutzumachende Schädigung 

der Verbraucher zu verhindern, 

insbesondere die Sperrung einer Webseite, 

Domain oder einer ähnlichen digitalen 

Seite, Dienstleistung oder eines Kontos; 

g) wenn keine anderen Mittel zur 

Verfügung stehen, einstweilige 

Maßnahmen anzuordnen, um eine 

schwerwiegende und nicht 

wiedergutzumachende Schädigung der 

kollektiven Interessen der Verbraucher zu 

verhindern, insbesondere, indem sie 

anordnen, dass Anbieter von Hosting-

Diensten Inhalte entfernen oder Websites, 

Dienste oder Konten sperren oder dass 

Register oder Registrierungsstellen für 

Domänennamen einen vollständigen 

Domänennamen für einen bestimmten 

Zeitraum zurückstellen; 

Or. en 
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8.11.2017 A8-0077/154 

Änderungsantrag 154 

Julia Reda 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0077/2017 

Olga Sehnalová 

Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze 

zuständigen nationalen Behörden 

COM(2016)0283 – C8-0194/2016 – 2016/0148(COD) 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Buchstabe l 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

l) eine Webseite, Domain oder eine 

ähnliche digitale Seite, Dienstleistung 

oder ein Konto oder einen Teil davon 

abzuschalten; dies schließt auch die 

Aufforderung an Dritte oder andere 

Behörden ein, solche Maßnahmen 

durchzuführen; 

l) wenn der Händler auf die 

schriftliche Aufforderung der für die 

Einstellung oder das Verbot eines 

Verstoßes zuständigen Behörde innerhalb 

einer angemessenen Frist nicht reagiert, 

anzuordnen, dass Anbieter von Hosting-

Diensten Inhalte entfernen oder Websites, 

Dienste oder Konten ganz oder teilweise 

abschalten oder dass Register oder 

Registrierungsstellen für Domänennamen 

einen vollständigen Domänennamen 

entfernen, und der betreffenden 

zuständigen Behörde die Registrierung 

des Namens zu gestatten; dies schließt 

auch die Aufforderung an Dritte oder 

andere Behörden ein, solche Maßnahmen 

durchzuführen, um eine schwerwiegende 

und nicht wiedergutzumachende 

Schädigung der kollektiven Interessen der 

Verbraucher zu verhindern; 

Or. en 
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8.11.2017 A8-0077/155 

Änderungsantrag 155 

Julia Reda 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0077/2017 

Olga Sehnalová 

Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze 

zuständigen nationalen Behörden 

COM(2016)0283 – C8-0194/2016 – 2016/0148(COD) 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 a (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Die zuständigen Behörden üben 

die Befugnisse im Sinne von Artikel 8 

Absatz 2 Buchstaben d, g und l in jedem 

Fall gemäß Absatz 1 Buchstabe b dieses 

Artikels aus. 

Or. en 

 

 


